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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. Bard und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/904 — 


Importstopp von Meeresschildkröten und deren Produkte in der Bundesrepublik 
Deutschland ab 1. Januar 1984 


Der Bundesminister für Ernährung , Landwirtschaft und Forsten - 
623 - 0803 — hat mit Schreiben vom 28. Februar 1 984 die Kleine 
Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Welche Importe gab es seit 1. Januar 1984, welchen Umfang hatten 
diese und aus welchen Ländern (EG und außerhalb EG) wurden sie 
eingeführt? 

Seit dem 1. Januar 1984 gab es keine Einfuhren mehr aus Dritt- 
staaten. Aus anderen EG-Staaten wurden 20,25 kg Schildkröten- 
fleisch in Form von Schildkrötensuppe in die Bundesrepublik 
Deutschland verbracht, und zwar aus den Niederlanden. Da diese 
Lieferung illegal war, wurden die zuständigen Landesbehörden 
gebeten, die Ware zu beschlagnahmen. 


2. Warum ist der vom Deutschen Bundestag am 10. November 1983 
einstimmig beschlossene Importstopp (Drucksache 10/495) von 
Meeresschildkröten und deren Produkte von der Bundesregierung 
nicht in eine Rechtsverordnung umgesetzt worden? 


Der Deutsche Bundestag hat am 10. November 1983 keinen Im- 
portstopp beschlossen, sondern die Bundesregierung in Nummer 
1 ihres Beschlusses aufgefordert, spätestens ab 1. Januar 1984 die 
Einfuhr von Meeresschildkröten und daraus gewonnenen Produk- 
ten zu kommerziellen Zwecken in die Bundesrepublik Deutsch- 
land zu verbieten. Zur Wahl der Mittel hat der Deutsche Bundes- 
tag hierbei nichts gesagt. Dem Willen des Deutschen Bundestages 
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ist durch das ab 1. Januar 1984 geltende Gemeinschafts- und 
nationale Recht und die in diesem Rahmen ergriffenen Verwal- 
tungsmaßnahmen entsprochen worden. 

Diese Regelungen verhindern sowohl eine legale Einfuhr von 
Meeresschildkröten und -produkten aus Drittländern als auch ein 
Verbringen aus EG-Mitgliedstaaten in die Bundesrepublik 
Deutschland. Nach der neuen Rechtslage, wie sie sich auf Grund 
der Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 und des Durchführungsgeset- 
zes zu dieser Verordnung vom 22. Dezember 1983 (BGBL I 
S. 1571) ergibt, ist ab 1. Januar 1984 auch die Einfuhr sogenannter 
Vorerwerbsware aus Gebieten außerhalb der EG, die in der Ver- 
gangenheit vor allem Gegenstand der öffentüchen Kritik und des 
Mißtrauens gegenüber der Echtheit der Bescheinigungen war, 
verboten. 

Für den innergemeinschaftlichen Warenverkehr ist festzustellen, 
daß es auch hier von dem genannten Zeitpunkt an verboten ist, 
Meeresschildkröten und -produkte, die nach dem 31. Dezember 
1983 in einen anderen EG-Staat eingeführt oder nach diesem 
Zeitpunkt in einem EG-Gebiet der Natur entnommen worden sein 
sollten, zu kommerziellen Zwecken in die Bundesrepublik 
Deutschland zu verbringen. Es gibt ferner keine Anhaltspunkte 
dafür, daß nennenswerte Vorräte, die vor dem 1. Januar 1984 in 
andere EG-Länder gelangt sein könnten, oder die von Schildkrö- 
ten stammen, die vor dem 1. Januar 1984 innerhalb des EG- 
Gebietes der Natur entnommen worden sind, wofür nur das fran- 
zösische überseegebiet Reunion in Frage kommt, vorhanden sind 
und auf den deutschen Markt gebracht werden sollen. Um jedoch 
jegliche Gefahr auszuschließen, daß derartige Ware auf den deut- 
schen Markt kommt oder daß Täuschungen versucht werden, hat 
sich das Bundesministeiiunj für Ernährung, Landwirtschaft und 
Fersten von der zuständigen französischen Stelle zusichern las- 
sen, daß die französische Behörde bisher keine Bescheinigungen 
ausgestellt hat und auch nicht ausstellen wird, die ein Verbringen 
vorgenannter Bestände in die Bundesrepublik Deutschland er- 
möglichen. Dementsprechend sind die Zollstellen angewiesen 
worden, einen derartigen, die innergemeinschaftlichen Grenzen 
überschreitenden Handel nicht zuzulassen, strenge Kontrollen 
durchzuführen und unverzüglich über etwaige Vorkommnisse zu 
berichten. 

Ein Handel mit gezüchteten Meeresschüdkröten ist ohnehin auf 
absehbare Zeit ausgeschlossen, weil es weltweit keine im Sinne 
des Washingtoner Artenschutzübereinkommens anerkannten 
Zuchtfarmen gibt. 


3. Warum benutzt die Bundesregierung nicht den Artikel 15 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 3626/82, um den Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 10. November 1983 umzusetzen? 

Das Ersuchen des Deutschen Bundestages ist umgesetzt (vgl. 
Antwort zu Frage 2). Eine Inanspruchnahme des Artikels 15 der 
EWG-Verordnung Nr. 3626/82 ist daher zur Zeit nicht er- 
forderlich. 
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4. Ergeben sich aus dem Gesetz zur Durchführung der Verordnung 
(EWG) Nr. 3626/82 des Rates zur Anwendung des Übereinkommens 
über den internationalen Handel mit gefährdeten Arten freilebender 
Tiere und Pflanzen in der Gemeinschaft juristische Schwierigkeiten 
für den nationalen Importstopp? 

Aus dem zu den Fragen 1 bis 3 Gesagten ergibt sich, daß diese 
Frage nur von hypothetischem Interesse ist. Sollte mit der Frage 
gemeint sein, ob ein nationales Einfuhrverbot generell für 
Meeresschildkröten aus allen Herkunftsgebieten der Welt (sowohl 
aus Drittländern als auch aus anderen EG-Staaten) zulässig ist 
oder nicht, so steht einem derartigen Importstopp nicht das vom 
Deutschen Bundestag beschlossene Gesetz zur Durchführung der 
EG-Verordnung entgegen, sondern Artikel 15 der genannten EG- 
Verordnung. Artikel 15 läßt ein Einfuhrverbot im o. g. Sinne für 
Tier- und Pflanzenarten, die der genannten EG-Verordnung 
unterliegen, also nicht nur für Meeresschildkröten und daraus 
her gestellte Produkte, nicht zu. Diese Vorschrift läßt strengere 
nationale Maßnahmen lediglich für eine bestimmte Art. oder 
Population in einem oder mehreren Herkunftsländern, d. h. nicht 
weltweit, zu. Dies ist auch die Auffassung der Dienststellen der 
EG-Kommission. 


5. Liegt dem Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten eine Stellungnahme der EG vor, die die EG -Konformität des 
Gesetzes zur Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 des 
Rates zur Anwendung des Übereinkommens über den internatio- 
nalen Handel mit gefährdeten Arten freüebender Tiere und Pflanzen 
in der Gemeinschaft, das im Deutschen Bundestag am 10. November 
1983 verabschiedet wurde, bestätigen würde? 

Die Bundesregierung hat sowohl den Entwurf des Gesetzes zur 
Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 des Rates zur 
Anwendung des Übereinkommens über den internationalen Han- 
del mit gefährdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen in der 
Gemeinschaft als auch das vom Bundestag am 10. November 1983 
verabschiedete Gesetz der EG-Kommission notifiziert. Eine Stel- 
lungnahme der EG -Kommission liegt bisher nicht vor. 


6. Ist es richtig, daß Holland einen Einfuhrstopp für Meeresschildkröten 
und deren Produkte ab 1. Januar 1984 erlassen hat? 

Es ist richtig, daß die Niederlande einen Einfuhrstopp für Meeres- 
schilkröten und deren Produkte ab 1. Januar 1984 erlassen haben. 

Die Niederlande haben dieses Importverbot vor seinem Erlaß 
entgegen bestehenden Regelungen der EG-Kommission nicht 
notifiziert. 

Die zuständige Dienststelle der Kommission hat die zuständige 
niederländische Behörde bereits aufgefordert, die neue Regelung 
zu notifizieren, und hat darauf hingewiesen, daß ein solches 
Importverbot gegen EG-Recht verstoßen würde. Damit ist die 
Voruntersuchung für ein Vertragsverletzungsverfahren ein- 
geleitet. 
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